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Beamtenbesoldung: 
Jetzt müssen die Gerichte entscheiden

Trotz monatelangem Protest hat die rot-grüne Landesregierung am Ende jeden Kompromiss verweigert und ihren 
Gesetzentwurf zur Beamtenbesoldung ohne irgendeine Änderung durch den Landtag gebracht. Die Zweifel, die 
nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch namhafte Verfassungsrechtler und – mit Ausnahme des Steuerzahler-
bundes – alle vom Landtag geladenen Verbände am Gesetzentwurf vorgebracht haben, wurden einfach von 
Rot-Grün ignoriert. Für die GdP steht deshalb fest: Jetzt müssen die Gerichte entscheiden. 

Nur wenige Tage vor der entschei-
denden Landtagssitzung am 10. Juli 
hatte der renommierte Rechtswissen-
schaftler Prof. Dr. Ulrich Battis bei der 
Präsentation eines 
im Auftrag der Bil-
d u n g s g e w e r k -
schaft GEW erstell-
ten Gutachtens vor 
der Landespresse-
konferenz noch 
einmal daran erin-
nert, dass die rot-
grüne Landesre-
gierung keine trag- 
fähige Begrün-
dung dafür vorge-
legt hat, warum 
die Mehrheit der 
Beamten von der 
Gehaltserhöhung 
ausgeschlossen 
werden soll. Der 
von Rot-Grün im-
mer wieder vorge-
brachte globale 
Hinweis auf die 
Schuldenbremse 
und auf die ver-
meintlich leeren 
öffentlichen Kas-
sen reiche als Begründung nicht aus, 
erklärte Battis. GdP-Landesvorsitzen-
der Arnold Plickert, der auf Einla-
dung der GEW an der Präsentation 
des Battis-Gutachtens teilgenommen 
hatte, erinnerte zudem daran, dass 
die Steuereinnahmen in NRW keines-
falls so schlecht sind, wie sie die Lan-
desregierung darstellt. „Nahezu mo-
natlich verkündet der Finanzminister 
neue Erfolgsmeldungen über ständig 
steigende Steuereinnahmen“, beton-
te Plickert. „Deshalb stellt sich die 
Frage: Was passiert eigentlich, wenn 

es dem Land wirklich einmal schlecht 
geht?“ Hinzu kommt, dass die Beam-
tinnen und Beamtinnen auch ohne 
die jetzt vom Landtag beschlossenen 

Einschnitte bereits durch vorange-
gangene Kürzungen ganz erheblich 
zur Sanierung des Landeshaushalts 
beitragen. Finanzminister Norbert 
Walter-Borjans beziffert die Son-
deropfer der Beamten auf 2,4 Milliar-
den Euro jährlich (DP 6/2013). Ab 
2014 kommen jetzt weitere 700 Milli-
onen Euro pro Jahr hinzu. 

Auch die von Rot-Grün immer wie-
der vorgebrachte Behauptung, das 
Land müsste bei einer Übernahme 
des Tarifergebnisses für alle Beamten 
14 000 Stellen abbauen – 2224 davon 

alleine bei der Polizei – ist nur vorge-
schoben. Das weiß auch die Landes-
regierung, denn in NRW gibt es nicht 
zu viele, sondern zu wenig Polizisten. 

Deshalb wundert es nicht, dass In-
nenminister Ralf Jäger (SPD) nur drei 
Tage nach der entscheidenden Land-
tagssitzung bei der Eröffnung des Ak-
tionstags  der Polizei „Ein Tag mit 
uns“ angekündigt hat, dass NRW im 
kommenden Jahr 1500 statt der bis-
lang geplanten 1477 Polizeianwärte-
rinnen und -anwärter einstellen wird. 

Dennoch ist die Ankündigung von 
Jäger ein wichtiges Signal: Die Lan-
desregierung kommt damit nicht nur 

Überall, wo in den vergangenen Wochen Mitglieder der rot-grünen Landesregierung aufgetreten sind, wurden sie von 
der GdP gebührend empfangen, wie hier bei der Kabinettssitzung am 5. Juli in Hückeswagen.� Foto: Nico Hertgen
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Erlassentwurf für die Besetzung der Funktionen A 12/A 13 
geht in die falsche Richtung

Seit einigen Jahren befindet sich 
die Polizei in NRW in einer kernauf-
gabenorientierten Aufbauorganisa-
tion. Die fachliche Verantwortung 
für die Aufgabenwahrnehmung 
liegt in der jeweiligen Fachdirekti-
on. Diese Organisationsform birgt 
die Gefahr einer Versäulung der Po-
lizei in sich, und damit einer Ab-
grenzung der Direktionen gegenei-
nander. Das Gegenteil ist jedoch 
zwingend notwendig: Eine intensi-
ve Zusammenarbeit der Direktio-
nen, ein größeres Verständnis für 
die Aufgabenwahrnehmung der je-
weils anderen, ein Wissenstransfer 
zwischen den Direktionen. Darauf 
hat das Innenministerium bisher sehr 
viel Wert gelegt, darauf hat es immer 
wieder hingewiesen. Die Entwick-
lung hat es sogar im Rahmen einer 
Inspektion überprüft. 

Um dieses Ziel zu stützen, ist es 
notwendig, dass insbesondere auch 
Führungskräfte zwischen den Direk-
tionen wechseln, ihre jeweiligen Er-
fahrungen und ihr Wissen von einer 
Direktion in die andere transportieren 
– im Interesse der gesamten Polizei 
und ihrer erfolgreichen Arbeit. Das ist 
im höheren Dienst richtigerweise ge-
übte Praxis. Umso unverständlicher 
ist der Erlassentwurf „Anforderungs-
profile für die Besetzung von Funktio-
nen der Besoldungsgruppen A 12 und 
A 13 g. D“. In weiten Bereichen wird 
durch die Art der zu erfüllenden Vor-
aussetzungen der Wechsel zwischen 
den Direktionen erschwert oder sogar 
unmöglich gemacht. Das ist genau 
das Gegenteil von dem, was notwen-
dig ist, und auch das Gegenteil von 
dem, was die Funktionszuordnung 
gehobener Dienst wollte. Ziel ist, dass 

die geeignetste Kollegin, der geeig-
netste Kollege diese Funktion besetzt. 
Ziel kann nicht sein, dass für die Be-
setzung einer Funktion ausschließlich 
die Zugehörigkeit zu einer Direktion 
entscheidend bzw. ausreichend ist. 
Damit wird der Versäulung massiv 
Vorschub geleistet.

Natürlich gibt es Funktionen, wo 
ein bestimmtes Fach- und Erfah-
rungswissen notwendig ist, daran 
kann überhaupt kein Zweifel beste-
hen – aber nicht in der Undifferen-
ziertheit dieses Erlassentwurfs. Das 
ist der falsche Weg. 

„Der Erlass ist in dieser Form nicht 
zustimmungsfähig“, betont GdP-Lan-
desvorsitzender Arnold Plickert. „Wir 
werden deshalb als GdP das Ge-
spräch mit dem Innenministerium su-
chen. Eine Veränderung des Erlass-
Entwurfes ist zwingend notwendig.“

Mehr als nur Blessuren für Rot-Grün
Augen zu und durch – unter diesem Motto ha-

ben die Abgeordneten von SPD und Bündnis 90/
Die Grünen den selbst in den eigenen Reihen 
umstrittenen Gesetzentwurf zur Beamtenbesol-
dung am Ende nur noch durchgewinkt. Das The-
ma sollte endlich vom Tisch. Der Kollateralscha-
den, den Rot-Grün durch dieses unsoziale Gesetz 
genommen hatte, sollte nicht noch größer wer-
den. 

Doch es sind nicht nur Blessuren, die sich SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen durch den Aus-
schluss eines Großteils der Beamten von der Be-
soldungserhöhung zugezogen haben, sondern 
Hannelore Kraft hat sich durch ihren massiven 
Angriff auf die Beamten einen ersten, deutlichen 
Imageschaden eingefangen. Und am Ende hatte 

sie nicht mehr die Kraft, diesen Fehler zu korrigieren.
Dabei wollte Kraft anfangs nur eins: eine erneute Niederlage vor dem 

Landesverfassungsgericht in Münster vermeiden. Doch genau das droht 
Rot-Grün jetzt. Denn nach der Piratenpartei und der FDP hat auch die CDU-
Fraktion im Düsseldorfer Landtag beschlossen, wegen des Ausschlusses der 
oberen Besoldungsgruppen von der Übernahme des Tarifabschlusses eine 
Normenkontrollklage in Münster auf den Weg zu bringen. Die Chancen, 
dass die Klage erfolgreich ist, stehen nicht schlecht. Selbst der Finanzminis-
ter hat inzwischen eingeräumt, dass es für das Land ein Prozessrisiko gibt. 

Sollte Münster die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes feststellen, dürfte 
der Schaden für die Glaubwürdigkeit dieser Landesregierung ganz erheb-
lich sein.�

Arnold Plickert, Landesvorsitzender

einer Forderung der GdP nach, die 
bereits im Frühjahr dieses Jahres ver-
langt hatte, die Einstellungszahlen 
bei der Polizei auf 1500 zu erhöhen, 
sondern sie setzt damit auch ein ers-
tes, vorsichtiges Zeichen, den bisheri-
gen Konfrontationskurs mit den Ge-
werkschaften zu beenden. 

Ob dieses Signal von Rot-Grün, 
den Streit mit den Beamten nicht 
noch weiter zuzuspitzen, ernst ge-
meint ist, dürfte sich dennoch erst im 
Herbst dieses Jahres zeigen, wenn 
Rot-Grün erste Eckpunkte für die ge-
plante Dienstrechtsreform auf den 
Tisch legen will. Die GdP wird ihre 
Politik der Nadelstiche gegen die be-
amtenfeindliche Politik der Landesre-
gierung deshalb vorerst weiter fort-
setzen. Zudem wird die GdP in den 
kommenden Wochen Klagen gegen 
die vom Landtag beschlossene Ab-
kopplung der höheren Besoldungs-
gruppen anstrengen.

Ob es zudem erforderlich ist, dass 
alle Betroffenen individuell Wider-
spruch gegen die Schlechterstellung 
bei Übernahme des Tarifabschlusses 
einlegen, stand bis Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe noch nicht endgültig 
fest. Die GdP wird ihren Mitgliedern 
dafür ggf. kurzfristig Musteranträge 
zur Verfügung stellen. 

Mehr Infos: www.gdp-nrw.de 
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Gespräch mit dem BKA-Präsidenten:  Mehr als eine Stunde 
Zeit hat sich BKA-Präsident Jörg Ziercke Ende Juni für einen in-
tensiven Meinungsaustausch mit Vertretern des GdP-Landesbe-
zirks NRW und des Bezirks BKA genommen. Themen waren die 
Verfolgung des NSU, die Bedrohung durch gewalttätige Salafis-
ten und der Fahndungserfolg bei der Verfolgung des Autobahn-
schützen. An dessen Verhaftung waren auch Kripo-Beamte aus 
NRW beteiligt. Ziercke lobte in dem Gespräch ausdrücklich die 
gute Zusammenarbeit der beteiligten Polizeibehörden über die 
Landesgrenzen hinweg. 

Das Gespräch mit dem BKA-Präsidenten war am Rande eines 
zweitägigen Arbeitstreffens von Vorstandsmitgliedern des Lan-
desbezirks NRW und des Bezirks BKA zustande gekommen. An-
fang des Jahres hatte es bereits ein Arbeitstreffen mit den Vor-
standsmitgliedern aus Niedersachsen gegeben. Der Landesbezirk 

Nachersatzerlass 2013 verabschiedet

Ziel ist es, unter Berücksichtigung 
der besonderen polizeifachlichen An-
forderungen, langfristig eine möglichst 
ausgewogene Altersstruktur in allen 
Behörden und darüber hinaus auch in 
den einzelnen Direktionen zu gewähr-
leisten. Kernpunkt ist dabei die Zielvor-
gabe, in allen Kreispolizeibehörden 
(KPB) gestaffelt bis maximal 2021 zu 
erreichen, dass in den Direktionen GE 
mindestens 60 Prozent und in den Di-
rektionen K mindestens 30 Prozent der 
verwendeten Polizeivollzugsbeamtin-
nen und -beamten nicht älter als 41 Jah-
re sind. In den Direktionen K der Krimi-
nalhauptstellen (sog. §2-Behörden) soll 
von den 30 Prozent mindestens die 
Hälfte nicht älter als 31 Jahre sein. Da-
bei ist es unter Beachtung der Zielvor-
gaben zulässig, Kolleginnen und Kolle-
gen der eigenen Behörde direktions- 
übergreifend umzusetzen, auch wenn 
sie im Einzelfall älter als 41 bzw. 31 Jah-
re sind.

Durch ein verstärktes Controlling soll 
zudem erreicht werden, dass in den 
Kreispolizeibehörden ernsthafte Bemü-
hungen unternommen werden, die 
Zielvorgaben umzusetzen und somit 
eine ausgewogene Altersstruktur in 
den Behörden zu erzielen. Wenn auch 
für die Direktionen V keine festen Quo-
ten für eine bestimmte Altersgruppe 

Der Polizei-Hauptpersonalrat (PHPR) hat in seiner Sitzung am 25. Juni dem Erlass-Entwurf „Nachersatz-/
Versetzungsverfahren – Funktionsbesetzungen sowie Verwendung des Nachersatzes und der Hinzuversetzenden in 
den Kreispolizeibehörden (Nachersatzerlass)“ nach intensiven Verhandlungen mit den Vertretern des Innenminis-
teriums zugestimmt. Nachdem es in den vergangenen Jahren heftige Diskussionen zwischen Vertretern des 
Ministeriums und dem PHPR über Maßnahmen zur Verbesserung der Altersstruktur in den Direktionen K gegeben 
hatte, wurde in diesem Jahr eine Regelung vereinbart, die den Nachersatz in den Direktionen GE, K und V nach 
Altersgruppen vorsieht. Das Ministerium folgt damit im Kern einem Vorschlag der GdP.

vorgegeben werden, sind die Behörden 
dennoch gehalten, auch hier für eine 
ausgewogene Altersstruktur zu sorgen.

Besondere Personengruppen

Die Regelungen über die Verwen-
dung in den Direktionen K für besonde-
re Personengruppen 
• Anschlussverwendung an eine Lehr-
tätigkeit im LAFP
• Versetzung aus persönlichen Grün-
den
• Qualifizierung im Rahmen eines do-
kumentierten örtlichen Personalent-
wicklungskonzepts
• bei altersbedingtem Ausscheiden aus 
einer Spezialeinheit
bleiben weiterhin bestehen.

Erstverwendung

Die Regelungen über die Erstver-
wendung in den Kreispolizeibehörden 
nach Abschluss des Studiums an der 
FHöV (ein Jahr Wach- und Wechsel-
dienst, zwei bis drei Jahre Bereitschafts-
polizei, vier Jahre Nichtberücksichti-
gung im Versetzungsverfahren aus 
persönlichen Gründen) bleiben weitge-
hend unverändert.

Nach dem ersten Jahr Verwendung 
im Wach- und Wechseldienst ist eine 
Verwendung in der Direktion K mög-
lich, wenn
• der Nachersatz in der Bereitschaftspo-
lizei gedeckt ist oder
• die Polizeivollzugsbeamtin bzw. der 
-beamte über besondere kriminalfach-
lich relevante Vorkenntnisse verfügt.

Landesweites 
Versetzungsverfahren

Unter Berücksichtigung der Alters-
struktur in den einzelnen Kreispolizei-
behörden ist festzustellen, dass eine 
Reihe von KPB die Zielvorgaben in den 
Direktionen GE und K ohne Steuerung 
des Nachersatzes im landesweiten Ver-
setzungsverfahren nicht erreichen kön-
nen. Es ist daher unumgänglich, in ein-
zelnen Behörden in die Reihenfolge der 
zu Versetzenden in der Form einzugrei-
fen, dass lebensjüngere Kollegen im 
Rahmen des für die Behörde vorgese-
henen Nachersatzes in diese Behörden 
versetzt werden. 

Die GdP und auch der PHPR werden 
ganz besonders darauf achten, dass es 
dadurch nicht zu unzumutbaren Härten 
kommt.

wird die Reihe der Arbeitstreffen mit Vertretern der 
anderen Landesbezirke fortsetzen.
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Null Toleranz gegenüber 
kriminellen Rockern

Was bringt ein Verbot krimineller Rockergruppen? Hat die Polizei bei den Revierkämpfen der untereinander 
verfeindeten Rockergruppen zu lange weggesehen, weil auch sie von dem vermeidlichen Frieden profitiert hat? 
Das sind nur zwei der Fragen, die mehr als 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer des GdP-Kriminalforums „Die 
Macht der Rocker“ Anfang Juli in Düsseldorf diskutiert haben. 

52 Rockergruppen gibt es in NRW, 
doppelt so viele wie noch im Jahr 2005. 
Thomas Jungbluth, Leiter der Abtei-
lung Auswertung, Ermittlung und Or-
ganisierte Kriminalität im LKA, schätzt 
deren Mitgliederzahl auf 1800. Hinzu 
kommen mindestens noch einmal so 
viele Unterstützer. Mit dem rasanten 
Wachstum haben sich auch die Struktu-
ren der Rockergruppen nachhaltig ver-
ändert. „Wir stellen einen immer größe-
ren Zulauf von Mitgliedern mit 
Migrationshintergrund fest, viele von 
ihnen bereits mit krimineller Karriere 
vor der Aufnahme“, erklärte Jungbluth 
auf dem GdP-Forum. Statt sich, wie frü-
her üblich, langsam hochzudienen, 
würden viele Bewerber heute relativ 
schnell zu Vollmitgliedern aufsteigen. 
„Der Rockerethos bröckelt und damit 

die strenge Hierar-
chie. Das macht es 
für die Präsidenten 
schwerer, die Grup-
pe unter Kontrolle zu 
halten“, sagte Jung-
bluth. Weil ihre Mit-
glieder immer häufi-
ger bei ihrem Kampf 
um die Vorherrschaft 
im Türsteher- und 
Prostitutionsgewerbe, 
im Waffen- und Dro-
genhandel in gewalt-
tätige Auseinander-
setzungen geraten, 
droht an Rhein und 
Ruhr ein offener Rockerkrieg. Allein in 
diesem Jahr wurde bereits sechs Mal 
mit scharfen Waffen geschossen. 

Besonders zugespitzt ist die Situation 
in Duisburg. Dort kämpfen nicht nur 
Hells Angels und Bandidos um die Vor-
herrschaft im Rotlichtmilieu, sondern 
seit Kurzem auch die aus den Nieder-
landen stammende Satudarah. Hinter-
grund des Duisburger Rockerkriegs ist 
die enorme Erweiterung der Rotlicht-
meile. Hells Angels und Bandidos sind 
hier als Betreiber und als Türsteher ak-
tiv. Franz Goltz, Verantwortlicher für 
die Bekämpfung der Organisierten Kri-
minalität im Polizeipräsidium Duisburg, 
schätzt alleine die Mieteinnahmen der 
Laufhäuser auf rund eine Million Euro 
im Monat. Hinzu kommt, dass Duisburg 
durch den Hafen ein bedeutender Dro-
genumschlagplatz ist. 

Um eine weitere Eskalation der Situ-
ation zu verhindern, hat die Duisburger 
Polizei in den vergangenen Jahren ih-
ren Verfolgungsdruck gegenüber den 
Rockergruppen massiv ausgeweitet. 
Mit polizeilichen Mitteln alleine lässt 
sich der Rockerkrieg allerdings nicht 
gewinnen. Die Hamburger Fernseh-
journalistin Gitta Ekkberg erinnerte auf 
dem GdP-Forum daran, dass Rocker-
gruppen vor allem für junge Männer 
attraktiv sind, die sonst in der Gesell-
schaft keine Zukunftsperspektive ha-
ben. Eine Einschätzung, die auch der 
Leiter der Führungsstelle der Duisbur-

ger Polizei, Rudolf Koenen, teilt. „Sozia-
le Probleme, die dazu führen, dass die 
Rocker einen großen Zulauf haben, 
kann die Polizei nicht lösen“, betonte 
Koenen. „Wir versuchen aber, durch re-
gelmäßige Kontrollen das Problem in 
den Griff zu bekommen.“ 

Die Entwicklung im Rockermilieu 
wird auch von der GdP mit Sorge beob-
achtet. Vorstandsmitglied Wolfgang 
Spies hatte bereits zu Beginn des Krimi-
nalforums darauf aufmerksam gemacht, 
dass die verstärkte Aufnahme von jun-
gen Männern mit Migrationshinter-
grund die Veränderung des Ehrenko-
dexes der Rockergruppen beschleunigt 
hat. „Wäre früher ein Wechsel zwischen 
den Gruppierungen undenkbar gewe-
sen, werden jetzt sogar Rückkehrer aus 
anderen Gruppierungen wieder aufge-
nommen“, erklärte Spies. 

GdP-Vorsitzender Arnold Plickert 
plädierte auf dem GdP-Forum für eine 
Null-Toleranz-Strategie. „Der in den 
vergangenen Jahren aufgebaute hohe 
Verfolgungsdruck muss weiter auf-
rechterhalten werden“, fordert Plickert. 
Der dazu erforderliche Aufwand könne 
allerdings von den betroffenen Polizei-
behörden nicht alleine geschultert wer-
den. Besonders belastete Behörden 
müssen mit einer stabilen Grundbeset-
zung ausgestattet werden“, fordert Pli-
ckert.

Mehr Infos: www.gdp-nrw.de
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Warum ist mein 
Mitgliedsbeitrag 

wichtig?
Die Gewerkschaft der Polizei ist politisch unabhän-

gig. Deshalb finanzieren wir unsere Arbeit durch die 
Beiträge unserer Mitglieder und nicht durch Zuwen-
dungen Dritter. Damit ist sichergestellt, dass die GdP 
ihre politischen Forderungen an den Interessen ihrer 
Mitglieder orientiert und nicht an den wirtschaftli-
chen Interessen anderer.

Der Mitgliedsbeitrag orientiert sich bei den aktiv 
Beschäftigten an den Einkommen, bei den Rentnerin-
nen und Rentnern und den Versorgungsempfängern 
an den Altersbezügen. Die Höhe liegt unterhalb von 
einem Prozent des Nettoeinkommens.

Der Mitgliedsbeitrag wird zeitnah zu den Tariferhö-
hungen im öffentlichen Dienst an die Entwicklung der 
Einkommen der Beschäftigten angepasst. Aktuell gel-
ten folgende Mitgliedsbeiträge:

Umstellung auf das 
SEPA-Basis-Lastschriftverfahren

Liebe Kollegin, lieber Kollege,

wir nutzen zur Zahlung des Mitgliedsbeitrages die Lastschrift (Einzugsermächtigungsverfahren).

Als Beitrag zur Schaffung des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA) stellen 
wir ab dem 1. 11. 2013 auf das europaweit einheitliche SEPA-Basis-Lastschriftverfahren um. Die von Ihnen bereits er-
teilte Einzugsermächtigung wird dabei als SEPA-Lastschriftmandat weitergenutzt. Dieses Lastschriftmandat wird durch 
eine Mandatsreferenz und unsere Gläubiger-Identifikationsnummer ( DE42ZZZ00000486111 ) gekennzeichnet, die von 
uns bei allen Lastschrifteinzügen angegeben werden. Da diese Umstellung durch uns erfolgt, brauchen Sie nichts zu 
unternehmen.

Ihre Mandatsreferenznummer, Ihr Monatsmitgliedsbei-
trag und unsere Gläubiger-ID wurden Ihnen beim Bei-
tragseinzug zum 1. 8. 2013 im Kontoauszug mitgeteilt. 
Ebenfalls teilten wir Ihnen dort den nächsten Abbu-
chungstermin mit. Sollten diese Angaben nicht mehr ak-
tuell sein, bitten wir Sie um Ihre Nachricht. Ihre IBAN und 
den BIC finden Sie z. B. auch auf Ihrem Kontoauszug.

Den aktuellen Mitgliedsbeitrag entnehmen Sie bitte 
der Beitragstabelle aus dem Internet unter www.gdp.de/
sepa. Eine aktuelle Beitragstabelle finden Sie zudem auf 
dieser Seite. Für Quartalsabbucher buchen wir immer 
zum 1. Tag im 2. Monat des Quartals ab. Sollten Sie Fra-
gen zu diesem Thema haben, kontaktieren Sie uns gerne.

GdP-Landesbezirk NRW, Abt. Mitgliederverwaltung, 
Tel. 02 11/29 10 1-16 und -17.

Ihre 
Gewerkschaft der Polizei NRW
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Die GdP gratuliert
90. Geburtstag

  2. 8.	 Margarete Sperl, Ahlen
  4. 8.	 Otto Salemka, Odenthal
10. 8.	 Rudolf Gottwald, Büdelsdorf
11. 8.	 Editha Coers, Wuppertal
14. 8.	� Hanny Neuhaus, 

Geilenkirchen
16. 8.	 Heinz Schindel, Hilden
19. 8.	 Helmut Beyer, Halle
20. 8.	 Hedwig Bens, Krefeld
	 Robert Ester, Essen
21. 8.	 Rudolf Weber, Bonn
23. 8.	 Hertha Leymanns, Köln

91. Geburtstag

  6. 8.	 Hans Quack, Wegberg
10. 8.	 Käthe Kurth, Düren
19. 8.	 Heinrich Terhorst, Kleve

25. 8.	 Magdalena Droll, Paderborn
26. 8.	 Walter Rosowski, Bochum

92. Geburtstag

  8. 8.	 Aenni Kuhn, Sinzig
	 Elisabeth Stegemann, Münster
10. 8.	� Bernhardine Wittenbrink, 

Gütersloh
19. 8.	 Kurt Quellmelz, Marienheide
31. 8.	 Anna-Maria Michl, Brühl

93. Geburtstag

  1. 8.	 Irmgard Rümke, Dortmund
  9. 8.	� Margarete Himmelmann, 

Hagen

12. 8.	� Helmut Schoeneberger, 
Gütersloh

31. 8.	 Harald Draessler, Wuppertal

94. Geburtstag

  3. 8.	 Liselotte Hoffmann, Essen
28. 8.	 Martha Kaufmann, Duisburg

96. Geburtstag

  1. 8.	 Ilse Arndt, Cuxhaven

98. Geburtstag

14. 8.	 Rosa Österreicher, Bonn

Der Geschäftsführende Landesbezirksvorstand der GdP NRW wünscht allen 
Jubilaren alles Gute und recht viel Gesundheit.

Wir sind die GdP
Sie haben es wieder getan! Die Krimi-Cops sind mal wieder rückfällig 

geworden und haben einen neuen Krimi geschrieben: Bluthunde – ein Kri-
minalroman aus Düs-
seldorf – Premiere war 
im Juli.

Krimi-Cops: Das sind 
Carsten Vollmer, Ingo 
Hoffmann, Klaus Sti-
ckelbroeck, Carsten 
Rösler und Martin Nie-
dergesäß. Sie haben 
alle zusammen in der 
damaligen PI Ost in 
Düsseldorf Dienst ver-
sehen. Der Organisati-
onsgrad der GdP in der 

Dienstgruppe lag bei 80 Prozent. Inzwischen sind sie über die verschiedens-
ten Dienststellen in Düsseldorf verteilt.

Wie schreibt man zu fünft einen Roman? „Grob gesagt funktioniert das 
wie ein Kettenbrief: Einer fängt an, mailt das Ergebnis an alle anderen. Wer 
Zeit und eine Idee hat, schreibt weiter. Natürlich wird zu Beginn geklärt, um 
welches Thema sich der Krimi drehen soll, der rote Faden wird gelegt“, sa-
gen die Krimi-Cops über ihre eigene Arbeit. „Auch Erlebnisse aus dem Dienst 
finden Eingang in der Story. Aktuelles Beispiel: Gut gelaunte Partygäste hal-
ten uniformierte Polizeibeamte für eine eingeladene Strippergruppe!“

Bluthunde fügt sich nahtlos in die Reihe bisheriger Kriminalromane der 
Krimi-Cops ein. Wie seine Vorgänger Stückwerk (2007), Teufelshaken 
(2009) und Umgelegt (2011) handelt es sich um einen klassischen Krimi, bei 
dem der Leser zum Mitermitteln eingeladen wird. Natürlich regen die Kri-
mis durch ihren ganz eigenen Humor auch immer wieder zum Schmunzeln 
ein. Die Schreiberei bezeichnen die fünf Cops als ein schönes Hobby. Sie 
werden zu verschiedensten Krimifestivals eingeladen und halten immer 
wieder Lesungen ab. Auch im Rahmen von GdP-Seminaren haben sie be-
reits Lesungen durchgeführt, an die sich immer ein netter Abend mit zahl-
reichen Gesprächen anschloss. 
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Glücksnummern 
des Monats

45 18330 
Tobias Lehmann, Solingen 
45 22912 
Lothar Kretzschmar, Lippe 
45 21738 
David Woitoschek, Bielefeld 
45 18328 
Christina Bernschein, Bonn

Die Gewinner erhalten ein 
BBQ-Set „to go“. 

Hallo, ich bin 24 Jahre alt und PK im Land
Bremen. Aus persönlichen Gründen möch-
te ich gerne zur Polizei NRW wechseln. Na-
türlich bin ich auch für einen Ringtausch zu
haben. Ich freue mich über jede Meldung
unter tauschgesuch.bremen@web.de oder
Tel.: 01 51/14 95 22 96

� Anzeige

Ein Tag mit uns
Unter dem Motto „Ein Tag mit uns“ 

haben mehr als 1000 Polizisten aus 
ganz NRW am 13. Juli auf mehreren 
Bühnen und an zahlreichen Infostän-
den in der Dortmunder Innenstadt Ar-
beit und Leistungsfähigkeit der Poli-
zei präsentiert. Auch die GdP war mit 
dabei, mit einem knallroten britischen 
Doppeldeckerbus direkt neben der 
Showbühne auf dem Dortmunder 
Friedensplatz. 

Genutzt wurde der Infostand von 
zahlreichen Kolleginnen und Kolle-
gen, die aus erster Hand von der 
GdP erfahren wollten, wie es nach 
der Entscheidung des Landtags, den 
Tarifabschluss nur für die unteren 

Besoldungsgruppen zu übernehmen, 
weitergeht. Auch zahlreiche Füh-
rungskräfte der Polizei kamen zu ei-
nem Meinungsaustausch an den 
GdP-Stand, darunter Ministerialrat 
Wolfgang Düren, die Direktoren des 
LAFP und des LZPD, Dieter Schmidt 
und Jürgen Matthies, des Kölner Po-
lizeipräsidenten Wolfgang Albers 
und der frühere GdP-Landesvorsit-
zende und heutige Hagener Polizei-
präsident Frank Richter. Zahlreiche 
Dortmunder besuchten den Info-
stand. Beliebt war bei ihnen nicht 
nur die Aussichtsplattform des Dop-
peldeckerbusses, sondern auch das 
davor aufgebaute Glücksrad.

Senioren aktuell
Kreisgruppe Coesfeld
28. August, Grillnachmittag am 

DRK-Heim, Anmeldungen erforder-
lich bei Johannes Zimmermann, Tele-
fon 0 25 41/7 29 63, Treffpunkt: Au-
gust-Schlüter-Str. 32, 48249 Dülmen

Kreisgruppe Heinsberg
3. September, Seniorenausflug 

nach Koblenz und Linz mit einer gro-
ßen Burgenrundfahrt auf dem Rhein. 
Auskunft und Anmeldungen: Klaus 
Labahn, Telefon: 0 24 31/58 80, 
E-Mail: k.labahn@unitybox.de oder 
Franz Janssen, Telefon: 0 24 52/ 
9 20 12 00

nachrufe

Hans Aschendorf	 22. 8. 1926	 Gelsenkirchen
Helmut Aschmoneit	 9. 9. 1925	 Dortmund
Jobst Bimberg	 6. 5. 1968	 Dortmund
Irmgard Brachfeld	 23. 10. 1923	 Wesel
Ingrid Feldmann	 28. 8. 1953	 Minden-Lübbecke
Ruth Glapa	 10. 2. 1923	 Gelsenkirchen
Erwin Hinz	 30. 3. 1924	 Gelsenkirchen
Peter Kullig	 4. 3. 1942	 Duisburg
Johanna
Kurtz-Podschun	 10. 4. 1921	 Köln
Heinz Labusch	 2. 6. 1923	 Wesel
Werner Lohmann	 26. 5. 1924	 Ennepe-Ruhr

Günter Mollenhauer	 24. 6. 1936	 Erftkreis
Frank Münsterberg	 2. 10. 1931	 Unna
Bruno Neumann	 13. 5. 1924	 Lippe
Karl-Heinz Nowak	 24. 11. 1947	 Recklinghausen
Ralf Dieter Pepersack	 11. 8. 1954	 LZPD NRW
Franz Pott	 18. 6. 1923	 Minden-Lübbecke
Hildegard Schmiegelt	 28. 1. 1923	 Duisburg
Elga Stambor	 2. 11. 1929	 Dortmund
Klaus-Jürgen Steinborn	25. 1. 1941	 Dortmund
Antonia Stitz	 14. 6. 1925	 Paderborn
Gertrud Stöck	 29. 1. 1927	 Bergisches Land
Lore Warwas	 26. 3. 1925	 Selm


